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Die Tiſchordnung im Reformationsſaal Ein Königreich für ein Kompromiß Schwediſcher Granit Dramatiſcher Aufbau Tragödie

Der Kanzler vor der deutſchen Preſſe Volksbegehren Monarchiſche Erfahrungen in

Konflikte dritten Ranges aus. Bis dahin aber mag
Herr Dr. Reinhold gelaſſen den Stürmen trotzen. Freund-
liches Lob aber hat er ſeinem Herrn Vorgänger gezollt.
Jhm verdankt er es, daß er jetzt im Golde wühlen kann.
Die Deutſchnationalen horchen begeiſtert auf. So iſt es
hübſch. Allerdings, Herr Dr. Reinhold iſt der Anſicht,
daß eine organiſche Steuerreform ſchon vor ſeinem Amts
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h oder Komödie Der Schnellzug auf dem Pariſer Bahnhof Nachtſzenen in der Kammer Die ewige Wiederkehr Briands Zeitver

henen rödelung Zweifelhaftes Lob für Schlieben

de en den Ländern Abfindung mit der Abfindung.
orf. de Frühlingsſtürme wichen dem Wonnemond. Kalender tun hat, fahre er nicht nach Genf. Denn nicht, ſagten ſeine

als Entmaßig wäre es beinahe ſoweit, aber die Politik hat ihre Freunde rechts und links. Wenn zu großen politiſchen
tiegsgertch genen meteorologiſchen Geſetze. Selbſt in Genf, wo das Erfolgen Steuer nötig ſind, verzichtet man auf dieſen
haben u Klima ſonſt weſentlich milder iſt als in unſerem Norden. Luxusartikel. Der Premierminiſter entſchloß ſich, doch zu
Die Ange nd doch bringen wir erſt den Frühling hinunter. Was reiſen. Der Schnellzüg dampfte, und er konnte doch

jüldigunge ibrigens die Anderen noch nicht erkennen wollen. Was ſchließlich Herrn Chamberlain nicht das ganze Schlaf
botſthenden dar die Völkerbundsverſammlung ohne uns? Ein Torſo, wagencoupee überlaſſen. Wenigſtens für 24 Stunden er

ein Schwert ohne Klinge. Allmählich hat man das ſogar
in den befreundeten Hauptſtäden des Weſtens erkannt.

Daher die dringenden Einladungen. Doch jetzt, wo wir
ſ geinß. zur Stelle ſind, allerdings noch im Vorſaal warten, bisäußerdie Ehrenjungfrauen bereit ſind, uns hineinzugeleiten,
en ſranerziehen ſich ſchmerzhaft die Geſichter. Die Platzfrage

er ſirmacht wie ſo häufig bei einer Tiſchordnung Schwierig
kahl keiten. Setzt man uns zu den Honoratioren, und das for

weröffentſern wir mit Fug und Recht, ſo murren die Anderen, de

en an Nebentiſchen ſerviert wird. Es iſt geradezu fabel
ſaft, wer ſich jetzt alles als Großmacht fühlt. Spanien,

P Von Nicaragua liegen nochfeine entſprechenden Meldungen vor, aber da wir noch
ngeklagten einige Tage mit den Völkern der Erde gaſtlich an dem
uppe Hall auen Geſtade zu Füßen des Mont Blanc zuſammen
hant St nd iſt noch Zeit, ähnliche Anſprüche anzumelden.
ditglieder Herr Chamberlain iſt dauernd bemüht, die von ihm
S, ſtatt sufgepeitſchten Wogen des Sees wieder zu glätten. Ein
Vorſttzen Königreich für ein Kompromiß! Selbſt Scialoja unter

e früher ſtützt ihn in allerhöchſtem Auftrage Muſſolinis in dieſem
dornenvollen Beginnen. Schweden aber ſteht wie ein
hranit unerſchütterlich zu ſeinem Veto, und wenn es

trauertag ſelbſt ſchwankend würde, was nicht zu erwarten, würde
denten ung es ſo viele Neutrale zur Feſtigkeit mahnen. Mut haben

dieſe Skandinavier, ſie nehmen es mit Europa, Aſien und

ferrlichung früh am Tage. Ehe ſich der Abend neigt, wird eine Lö
er wie ſung gefunden werden. Das iſt immer bei Konferenzen
glichteite ſo. Erſt freundliche Begrüßung, dann ſachliche Auseinan
chang de derſetzung, Zuſpitzung des Konflikts, Höhepunkt der
dieſes Ge Kriſe, Peripethie, dann Abſtieg bis zur Verbrüderung
nain Rol und ſchließlich bengaliſches Feuerwerk. Es gibt drama-
nach de tiſche Regeln, ohne die man weder ein Luſtſpiel, noch eine

Tragödie aufbauen kann. Man ſoll die Nachrichten aus
Genf in dieſe Reihenfolge hineinſtellen, dann bekommen
ſie ſchon ihren Sinn. Ginge es gleich anfangs gut, ſo wäre
die umgekehrte Entwickelung geſichert, und das bedeutet
immer einen tragiſchen Schluß. Alſo freuen wir uns, daß
es ſo ſchlecht ſteht. Nur keine Ueberſtürzung. Jede
Kriſe will Weile haben.

f. um an Ein gutes Drama bringt aber auch Spannungs
Fefallene momente, auf die der verehrte Zuſchauer nicht gerechnet

r Schleiff hat, Zwiſchenfälle, die außerordentlich belebend wirken.
Bei gef Die franzöſiſche Kammer hat dafür geſorgt, daß es auch

für die diesmal an ſolchen Eigenſzenen nicht fehlt. Sie ſtürzte
gedacht Briand, als ſchon der Schnellzug, der ihn durch den Mont
da Vohl Cenis führen ſollte, unter Volldampf auf dem Bahnhof
g ihr Le ſtand. Man muße den Gäſten doch ſchließlich auch etwas
vergeſſen bieten. Herr Nintſchiſch war aus Belgrad, Graf Skry
chwören zinſki aus Warſchau gekommen. Herrn Chamberlains
jnneren Eintreffen wurde bereits ſignaliſtert, und da ſie Mi

den Zu niſterſturz im eigenen Lande ſo ſelten erleben, der Pole
et M macht eine rühmliche Ausnahme, ſo hat die Kammer der
je Weih Deputierten eigens für ſie dieſe Aufführung veranſtaltet.
iſt den Vermutlich lautete der Titel: Nationale Würde oder wie
hinde di blamiert man am beſten den Parlamentarismus.“ Kluge

l. Leute in Berlin und London, vor allem aber in der
Hauptſtadt des Schlachciczenreiches mutmaßten, daß
Briand ſeine Niederlage ſelbſt beſtellt habe, um in Genf
nicht zuviel Autorität ins Feuer führen zu müſſen. Als
Geſchlagener konnte er den drängenden Freunden ſagen,

Jer ſei ganz ihrer Meinung, aber es fehle ihm leider an
den Machtmitteln, ihre Wünſche durchzuſetzen. Dieſe Be

Und rechnung hat einen Fehler Sie iſt zu klug für Ab
geordnete. Die ſtürzen ihre Kabinette aus viel näher

liegenden Gründen. Zum Beiſpiel aus Steuerſcheu. Was
man ihnen nicht verargen darf, denn zum Bezahlen ſind

die Wähler ohne Anterſchied der Partei gleich wenig ge
n neigt, und ein Abgeordneter will wiedergewählt werden.

Verantwortungsgeſfühl, gemindert durch Freifahrtkarten
nd Tagegelder.

Herr Briand trumpfte auf. Ohne den Zahlungs
ſtempel, der übrigens mit dem Völkerbund gar nichts zu

ſchien er in der Stadt Calvins. And nachdem er ſeinen
Zweck erreicht hatte, nichts zu erreichen, kehrte er befriedigt
heim. Selbſt in Paris würde man begreifen, daß ein
Miniſter ohne Vertrauen des eigenen Volkes auch nicht
das der Fremden finden würde. Womit Briand vermut
lich ſeine Kammer überſchätzt hat. Jn Genf wartet man
nun geduldig auf ſeine Wiederkunft. Er wollte aber gar
nicht das neue Kabinett bilden. Wenigſtens zuerſt nicht,
ehe ſich nicht andere abgeſpielt haben und er als Retter
in der Not erſcheinen kann, auch wenn die Kriſe etwas län
ger dauert. Das iſt keine franzöſiſche Eigenart, es gibt
auch etwas weiter öſtlich Länder, in denen ſich ähnliches
vollzogen hat. Briand hätte ſich nur bei ſeinem Freunde
Luther erkundigen ſollen. Das tat er aber nicht, und ſo
ließ er ſich bewegen, wieder die undankbare Aufgabe eines
Kabinettschefs zu übernehmen.

Jn Genf vertreibt män ſich inzwiſchen ſo gut es geht
die Zeit. Auf die ausgefallenſten Gedanken kommt man
dabei. Herr Foch ſoll erſt Bericht erſtatten und an Eides
ſtatt verſichern, daß Deutſchland abgerüſtet hat. Der Mar
ſchall wird ſich vermutlich etwas gewundert haben. An
dere Europäer auch. Erſt vor Wochen hat er die gleiche
Erklärung abgegeben. Aber Foch iſt kein Diplomat und
weiß nicht,, was politiſche Schaumſchlägerei iſt. Zwei bis
drei Tage gehen in das Land, in denen nichts getan zu
werden braucht. Und das iſt der Zweck der Uebung. Bis
dahin wird vielleicht angeſtrengtem Nachſinnen das Kom
promiß eingefallen ſein. Vielleicht auch nicht. Dann
muß man auf neue Zeitvergeudung tüfteln. Times is
money. Und daran haben die Völker der alten Welt
ohnedies Aeberfluß. Namentlich in Zeiten der Finanznot.

Und da wären wir bei der inneren Politik, in der ſich
ja alles um die Steuern dreht. Herr Dr. Reinhold
kämpft verzweifelt um ſeine Vorſchläge. Ben Akiba hat
Anrecht. Vieles iſt ſchon dageweſen, aber ein Miniſter,
der ſich mit dem Reichstag herumſchlagen muß, weil er
die Steuern herunterſetzen will, iſt eine Nouveaute. Ganz
trifft das doch nicht zu. Selbſt die Deutſchnationalen, die
den Finanzminiſter urſprünglich heftig befehdeten, weil er
den Etat gefährde, ſtellen Anträge, die an Ausfall über
jedes Maß hinausgehen. Wären wir unhöflich, würden
wir von Demagogie ſprechen. Aber auch die anderen ſu
chen ſich die Senkungen aus. Das Verfahren iſt einfach:
Wie man grundſätzlich nur für Steuern eintritt, die an
dere belaſten, ſo wünſcht man auch nur dort Abſtriche, wo
man ſelbſt den Vorteil hat. Das iſt international und
hat ja eben erſt in Frankreich zu ſo ergreifenden Nacht
ſzenen geführt.

Vorläufig droht keine Gefahr. Luther und Streſe
mann können nicht in Abweſentheit geſtürzt werden. Sie
ſind für die kleinen Dinge des Lebens unempfindlich ge
worden. Wer Völker verſöhnt, kann ſich nicht auch noch
mit den Parteien, dieſe Miniaturausgabe der Völker
zugleich befaſſen.

Die

Die gegenwärtige wirtſchaftliche Lage
muß jeden ernſthaften Politiker mit ſchwerer Sorge er
füllen. Zwei Millionen Erwerbsloſe ſind nicht nur ein
weithin ſichtbares Zeichen wirtſchaftlichen Tiefſtandes, ſon
dern ſie ſind auch eine ungeheure Belaſtung der öffent
lichen Finanzen Und auf die Dauer ein nicht zu unter

ſchätzendes ſtaatspolitiſches Gefahrenzentrum. Hungern
de Menſchen werden niemals zufriedene Staatsbürger
ſein können, im Gegenteil, ſie werden immer geneigt ſein,
dem politiſchen Radikalismus ihr Ohr zu leihen. Wenn
bei der gegenwärtigen Erwerbsloſigkeit die breite Maſſe
ſich bisher ruhiger verhält wie früher, ſo ſoll das dankbar
anerkannt werden, aber es darf gleichwohl nicht verkannt
werden, daß die Stimmung der Erwerbsloſen bei langer
Dauer der Erwerbsloſigkeit ſich naturnotwendig ver

Erſt nach der Rückkehr trägt man dieſe
x
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Von Dr. Külz, Reichsminiſter des Jnnern.

antritt hätte erfolgen ſollen, was das Lob ein wenig auf
hebt. And dabei hat Dr. Luther erſt kürzlich vor der
deutſchen Preſſe, deren Gaſt er war, ſchalkhaft von der
eiſernen Konſequenz unſerer Finanz- und Wirtſchafts-
Politik geſprochen. Die Kritik der Preſſe ging fehl ſag
te Luther. Wogegen wir nicht prolemiſieren, denn ſchließ-
lich muß es der Kanzler zweier Kabinette, in deren erſten
Herr von Schlieben, in deren zweiten Herr Dr. Reinhold
die Steuern ordnet, doch eigentlich wiſſen. Wir anderen
ſehen zwar, daß man zwei verſchiedene Stoffe zu einem
Rock zuſammengenäht hat, aber der einheitliche Eindruck
wird dadurch ſicherlich nicht geſchmälert. Sonſt würde
Dr. Luther es doch nicht ſagen.

Nähte werden überall ſichtbar. Auch beim Kom
promiß in der Frage der Fürſtenabfindung. Auszuſetzen
haben Nörgler immer was. Dem einen geht es zu weit,
dein anderen nicht weit genug. Schon Schiller ſagte
Kannſt Du nicht allen gefallen durch Deine Tat und durch
Dein Kunſtwerk, mache es wenigen Recht. Vielen gefal-
len iſt ſchlimm. Was auch offenbar gelungen iſt und das
iſt auch eigentlich das Beſte am Kompromiß. Hier gilt
die alte Kriegsloſung, keine Sieger und keine Beſiegten,
wenn ſchon Wilhelm II. anderer Anſicht iſt. Jnz wiſchen
füllen ſich ſchon die Liſten für das Volksbegehren. Am
ſtärkſten in Thüringen, das ſechs Monarchen hatte und
daher fürſtliche Nobleſſe in ſechsfacher Art kennen lernte.
Doch ſtark auch in Bayern. Eigentlich hat man dort mit
Fürſtenabfindung nichts zu tun. Der Vergleich mit den
Wittelsbachern iſt rechtsgültig, aber man macht gern mit,
ſchon um den Hohenzollern eine Freude zu bereiten. Die
Liebe, die ſich dieſes hohe Haus dort unten in Bayern er
worben hat, trägt Früchte. Nur in Baden ſchweigt man
ſich aus. Dort iſt man gut republikaniſch, ohne die Mo
narchie zu haſſen. Man hatte zwei Großherzöge nachein
ander, auf die man ſtolz ſein konnte. Baden iſt von jeher
eine Ausnahme geweſen und nahm eine Sonderſtellung
ein.

Das Volksbegehren führt vermutlich zum Ziel, wo
durch die Lage nicht ſchöner wird. Dann muß der arme
Reichstag dieſen Geſetzesantrag ablehnen. Automatiſch er
folgt der Volksentſcheid. Jm Parteivorſtand der Sozis
kann man ſich den Kopf zergrübeln, wie man die Geiſter
wieder los wird, die man ſo laut gerufen hätte. Einige
Uebungen haben die Herren links ja ſchon darin, Beſchlüſſe
herbeizuführen, die ihnen unbequem ſind. Auf eine Nie
derlage mehr oder weniger kommt es nicht an. Trotzdem
wollen wir das Gute nicht verkennen. Dieſe Liſten ſind
einigen Parteien auf die Nerven gefallen, die ſich weder
mit der d noch mit der Fürſtenabfindung abfin
den konnten And nun für Belzebub ſtimmen, um nicht
den Teufel wählen zu müſſen. Auch die haben ihrem Ruf,
in der Politik zuerſt immer falſche Wege einzuſchlagen,
alle Ehre gemacht. Aber man ſoll nicht nachtragend ſein.

Richard May.
T

Aus allen dieſen Gründen mußte es die gegen wär-
tige Regierung als eine ihrer vornehmſten Aufgaben be
trachten, die UArſachen der Erwerbsloſigkeit zu beſeitigen
und alles zu tun, was eine Belebung und Hebung des
darniederliegenden Wirtſchaftslebens bringen kann. Die
Regierung iſt dabei vor großzügigen und verantwortungs
ſchweren Maßnahmen nicht zurückgeſchreckt. Es wird ſel
ten in der politiſchen Geſchichte vorgekommen ſein, daß
ein Finanzminiſter auf 600 Millionen Steuerertrag ver
zichtet. And in der Tat iſt eine ſolche Maßnahme auch
nur verantworkbar, wenn man den feſten Glauben hat,
daf die um 500 Millionen Mark Steüern entlaſtete
deutſche Wirtſchaft durch dieſe und andere Maßnahmen
einen derartigen Antrieb erhält, daß aus der wieder ge
ſundenden Wirtſchaft ſich ſpäter erhöhte Steuerbeträge
ergeben.



Melchior Hamburg teilnahmen,

Mit einer Entlaſtung der Wirtſchaſt von allzu ſtar
kem Steuerdruck würde allein noch nichts Ausſchlag-
gebendes Lrreicht ſein. Deswegen hat ſich die Regierung
zu weiteren Maßnahmen entſchloſſen. Vor allem auf
dem Gebiete der Exportförderung, weil eine Belehung der
Exportwirtſchaft gleichzeitig eine Beſſerung unſerer paſ-
ſiven Handelsbilanz in ſich ſchließt. Die Ermöglichung
großer Aufträge aus Rußland an die deutſche Jnduſtrie
Wird gewiß ſchon in verhältnismäßig kurzer Zeit Arbeits
möglichkeit in weitem Amfange ſchaffen. Aber auch die
an die Reichsbahn gegebenen Kredite, die zur Beſtreitung
des umfangreichen Reparatur und Ergänzungsbedarfs
dienen, wird ſehr bald zu erheblichen Teillen in Lohn-
zahlungen an einzuſtellenden Arbeitskräften ſich auswir
en. Hierzu kommt, daß die wiederbeginnende landwirt
ſch.tliche Arbeit und die mit der milderen Jahreszeit ein
ſetzende Bautätigkeit für tauſende von Arbeiern eine
Erwerbstkätigkeit mit ſich bringen werden.

Jm ganzen werden es etwa 500 Millionen Mark ſein,
welche die Regierung zur Ankurbelung der Wirtſchaft im
Wege der Kreditgewährung oder im Wege der Büeg-
ſchaftsübernahme für die deutſche Wirtſchaft mobiliſiert.
Der überwiegende Teil dieſer Summe wird in dem in
neren Wirtſchaftsleben in Geſtalt von Lohnzahlungen er
ſcheinen. Das gleiche gilt für die im Wohnungsbau an
zulegenden Mittel, die aus dem Ertrag der Miekzins
ſteuer kommen und auf etwa 750 Millionen Mark ge
ſchätzt werden können. Ein Blick auf dieſe Rieſenbeträge
zeigt, daß man die Hoffnung haben darf, den Tieſſtand
der Erwerbsloſigkeit überwunden zu haben und einer
ſtändigen, wenn vielleicht auch langſamen Beſſerung der
Verhältniſſe entgegen zu gehen.

Die einmalige Hilfsmaßnahme der Regierung muß
ſelbſtverſtändlich ihre Ergänzung in einer planmäßigen
Wirtſchaftspolitik finden, und hier iſt in erſter Linie not
wendig, daß eine dem internationalen Güteraustauſch
auch im Jntereſſe Deutſchlands förderliche Handelspolitik
getrieben wird. Hier werden die nächſten Wochen Und
Monate noch manches ſchwere Stück an Arbeit bringen,
denn hier iſt nicht allein die Haltung der deutſchen Re
gierung maßgebend, ſondern auch die der andern an den
Handelsverträgen beteiligten Länder. Jmmerhin darf
man die Hoffnung haben, daß befriedigende Ergebniſſe
auch auf dieſem Gebiete erzielt werden.

Vertrauenskundgebung
für Veichsſtnanz miniſter Dr. Veinhold.

Am letzten Sonnabend, den 6. März, tagte in Berlin
der Geſamtvorſtand des Reichsausſchuſſes für Handel, Jn
duſtrie und Gewerbe beim Hauptvorſtand der Deutſchen
Demokratiſchen Partei unter Leitung des Vorſitzenden,
Herrn Geh. Kommerzienrat Dr.Jng. Ph. Wieland,
Mitglied des Reichstages Alm. Die außerordentlich zahl
reich aus allen Teilen des Reiches beſuchte Sitzung nahm
nach Erledigung organiſatoriſcher Angelegenheiten einen
Bericht des Herrn Dr. Leon Zeitlin, M. d. RWR.
Berlin über die Durchführung einer Wirtſchaftksenquete
und die Schaffung des endgültigen Reichswirtſchaftsrates
betreffenden Geſetzentwürfe entgegen. Die ſehr ein
gehende Ausſprache, an der u. a. die Herren General
Direktor Heinrich Brückmann-Berlin, Dr. Carl
Melchior Hamburg und Heinrich Grünfeld-
Berlin ſich beteiligten, zeitigte außerordentlich beachtliche
Richtlinien für die der Demokratiſchen Partei ſeitens des
un zu empfehlende Stellungnahme gegenüber die
ſen Geſetzentwürfen.

Nach der Ausſprache nahm Herr Reichsfinanz-
miniſter Dr. P. Reinhold das Wort zu einem ein
gehenden vertraulichen Bericht über die Zielſetzungen ſei
nes geſamten Finanz- und Steuerprogramms. Anter leb
hafteſtem Beifall wurde nach eingehender Beſprechung
einiger mit dem Steuermilderungsgeſez zuſammenhän
gender Spezialfragen einſtimmig die folgende Ent-
ſchließung angenommen

Der Geſamtvorſtand des Reichsausſchuſſes für Han
del, Jnduſtrie und Gewerbe der Deutſchen Demokrati-ſchen Partei ſpricht den ausgezeichneten Ausführungen

des Herrn Reichsfinänzminiſters Dr. Reinhold ſeine
volle Zuſtimmung aus und erwartet, daß die Reichs
tagsfraktion der Deutſchen Demokratiſchen Partei auch
in Zukunft ihn bei der Durchführung ſeines Programms
auf das energiſchſte unterſtützt

Sodann beſchäftigte ſich der Vorſtand des Reichsaus
ſchuſſes noch mit den die Getreidebewirtſchaftung betref
fenden Fragen auf Grund eines kurzen Berichts des
Herrn Dr. Deutſch Berlin. Eine von dem Bericht
erſtatter vorgelegte Entſchließung wurde nach eingehender
Beſprechung, an der u. a. die Herren Bergwerks
direktor Dr. WalfNeu-Welzow und Hr. Carl

dem Präſidium des
Reichsausſchuſſes als Richtlinie für ſeine Beratungen mit

der Reichstagsfraktion der Deutſchen Demokratiſchen Par
tei überwiesen.

Die Beratungen des Handel- und JnduſtrieAusſchuſ
ſes der Deutſchen Demokratiſchen Partei finden ihre be
ſondere Bedeutung durch die einmütige und rückhaltloſe
Anterſtützung, die die in der Deutſchen Demokratiſchen
Partei vereinigten führenden Perſönlichkeiten der deut
ſchen Wirtſchaft dem Programm des neuen Reichsfinanz
miniſters Dr. Reinhold zuteil werden laſſen. Geſtützt auf
die außerordentlich aktive parlamentariſche Tätigkeit der
demokratiſchen Reichstkagsfräktion unter Führung des
finanz politiſchen Sachverſtändigen der Partei, Abg. Dr.
Hermann Fiſcher (Köln), und durch die der Deutſchen
Demokratiſchen Partet angehörenden, in ihrein Einfluß
aber weit über die Parteigrenzen hinausreichenden Wirt
ſchaftsführer, und auf der Grundlage einmütiger Ent
ſchließungen des geſamten Reichskabinetts arbeitend, darf
der neue Reichsfinanzminiſter Dr. Reinhold wohl mit
Sicherheit eine erfolgreiche Durchführung der von ihm im
Intereſſe von Staat und Wirtſchaft verfolgken Ziele er
hoffen.

J

ürſtenabſtndung und Volksbegehren.
Sitzung des Parteignsſchuſſes der
Deutſchen Demokratiſchen Partei

Am 10. März fand im Feſtſaal des Preußiſchen Land
tages in Berlin eine aus allen Teilen des Reiche s über
aus zahlreich beſuchte Verſammlung des Parteiausſchuſ
ſes der Deutſchen Demokratiſchen Partei ſtatt, in der die
Stellungnahme zur Fürſtenabfindung und zum Volksbe
gehren erörtert wurden.

Der Parteivorſitzende Reichsminiſter a. D. Koch be
grüßte die Erſchienenen, alsdann nahm Reichstagsabge
ordneter Freiherr von Richthoſen das Wort, um die
Grundzüge des zwiſchen den Regierungsparteien verein
barten Kompromiſſes zur Fürſtenabfindung darzulegen.
Anter lebhaftem Beifall der Verſammelten dankte der
Parteivorſitzende dem Referenten, der als Anterhändler
der demokratiſchen Fraktion tätig geweſen war für ſeine
gausdauernde und geſchickte Verhandlungstätigkeit. Jm
Anſchluß hieran gab Koch eine überſichtliche Darſtellung
der Fürſtenabfindungsfrage im Zuſammenhang mit der ge
ſamtpolitiſchen Lage. Er hob u. a. hervor: Dank der Jni
tigtive der Deutſchen Demokratiſchen Partei hat die öffent
liche Meinung eine entſchiedene Stellung gegen die über
triebenen und ungeheuerlichen Forderungen der Fürſten
eingenommen. Der Urſprüngliche demokratiſche Antrag,
der zunächſt von allen Seiten bekämpft wurde, erſchien
beinahe ausſichtslos. Nunmehr haben ſich die Regierungs
parteien der Notwendigkeit eines geſetzlichen Vorgehens
nicht mehr verſchließen können, und ſie haben einem Ent
wurfe zugeſtimmt, der die Gewähr für eine erträgliche
Löſung der Fürſtenabfindungsfrage bietet. Von beſon
derer Bedeutung iſt dabei die Tatſache, daß es gelungen iſt,
die materiell rechtlichen Beſtimmungen des Geſetzentwur
fes ſo auszubauen, daß dem Ermeſſen nur im geringeren
Amfange Spielraum bleibt, und im weſentlichen eine Be
ſchränkung der Fürſten aus ihr unbeſtritten aus privaten
Titeln und mit privaten Mitteln erworbenes Eigentum
gewährleiſtet wird. Alle bisher in der öffentlichen Mei
nung umſtrittenen Objekte, wie der durch öffentliches
Recht den Hohenzollern und ihren Nebenlinien zugefalle
ne Grundbeſitz fallen jetzt dem Staate zu. Das gleiche gilt
für die Schlöſſer, Muſeen, Theater, Parks uſw. die aus
Gründen der Billigkeit den Fürſten nur ſolange gewährt
wurden, als ſie Träger der Souveränität waren. Wei
terhin iſt es nach harten Auseinanderſetzungen gelungen,
die Zuſammenſetzung des Reichsſondergerichtes befriedi
gend zu geſtalten. Dieſe Zuſammenſetzung trägt dem Am-
ſtande Rechnung, daß es ſich um die Entſcheidung über eine
Frage handelt, die nicht nach formalrechtlichen, ſondern
auch nach ſtaatspolitiſchen, wirtſchaftlichen und ſozialpoli
tiſchen Grundſätzen geregelt werden muß. Eine etwaige
Aufwertung der Fürſtenvermögen geſchieht künftighin im
Rahmen der allgemeinen Aufwertungsgeſetze. Die
Rückwirkung des Geſetzes iſt auf diejenigen Fälle aus
gedehnt, die noch ſtrittig ſind und bei denen deswegen
ein Jntereſſe an einer Nachprüfung vorhanden iſt. Jn den
übrigbleibenden Fällen würden die betreffenden Land
tage von dem Rechte der Reviſion ohnehin keinen Ge
brauch machen. Das den Fürſten zugeſprochene Privat
vermögen darf aber auch nicht zu politiſchen Zwecken miß
braucht werden, im Falle des Mißbrauches tritt eine Ver
mögensſperre ein.

Angeſichts dieſer Sachlage konnte es die demokratiſche
Reichstagsfraktion nicht verantworten, das Geſetz fallen
zu laſſen. Der von den Kommuniſten und Sozialdemo
kraten vorgelegte Geſetzentwurf ſieht eine entſchädigungs
loſe Enteignung der Fürſten und Fürſtenhäuſer vor und
beſtimmt die Verwendung der enteigneten Vermögen zu
beſonderen Zwecken. Das gilt auch für die Vermögen,
die unzweifelhaft privater Natur ſind. Zu ſolchen Grund
ſätzen kann ſich die Deutſche Demokratiſche Partei nicht be
kennen. Außerdem iſt es faſt ausſichtslos, daß, wenn
ſonſt eine vernünftige Regelung vorliegt, ſich 20 Millio
nen Stimmberechtigter für einen ſolchen Volksentſcheid er
klären werden. Die Demokratiſche Partei vermag nicht zu
verantworten, daß um eines Volksentſcheides dieſer Art
willen das jetzt vorliegende Kompromiß zum Scheitern
gebracht wird. Die Nichtbeteiligung des Volksbegehrens
iſt für alle Parteien ein weſentlicher Teil zur Zuſtimmung
zum Kompromiß. Die Demokratiſche Partei iſt bereit,
ſich an dem Volksbegehren nicht zu beteiligen, ſie erwar
tet aber auch von den übrigen Parteien, daß ſie nunmehr

an dem Jnhalte des Kompromiſſes nicht mehr rütteln.
Es iſt zu hoffen, daß das Kompromiß in ſeiner jetzt

vorliegenden Form im Reichstage angenommen wird.
Auch die Sozialdemokraten werden ſich dem geſunden Ge

e e em n
nützen dem Vaterlande und dem Ge
danke der Demokrätie, wenn ſie
dieſe Zeitung ihren Bekannten und
Verwandten in die Hand geben, da
mit auch dieſe erkennen, daß esPflicht eines vaterländiſch geſinnten
Mannes iſt, mitzuarbeiten im Dienſte
der Repüblik.
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gegebene Ueberſicht noch mit, daß 191 350 Elternteile und

Sollte die Zweidrittel- Mehrheit am Widerſtande d
Deutſchnationalen ſcheitern, ſo bleibt immer noch di
Möglichkeit, der Deutſchen Demokratiſchen Partei zu em en
fehlen, ſich dann am Volksentſcheid zu beteiligen. In di u
ſem Falle kann auch gehofft werden, daß ſich dann auf e
die Angehörigen der Zentkruümspärtei und rechtsgerichte
Kreiſe am Volksentſcheid bekeiligen werden. Das kan
umſo eher angenommen werden, als zum Volksentſche ſläung
auf Grund der Beratungen des Reichstages nicht nur da
Geſetz auf entſchädigungsloſe Enteignung geſtellt werde ſtufekann, ſondern dieſem Volksentſcheid kann auch ein vel n
beſſerter vom Reichstag formulierter Geſetzentwurf zu n i

grunde gelegt werden, ſofern er von einer Reichstags ſindſa
mehrheit angenommen worden iſt. Es war grundſätzlit e
unrichtig, den Volksentſcheid zu einem Zeitpunkte zu be (cheit
antragen, in dem noch die Möglichkeit auf eine verſtändig ine an
geſetzliche Regelung gegeben war. e mu i de
das Rechtsmittel ſein, ewenn der Reichstag verſagen ſollte

Es kann aus dieſen Gründen der Deutſchen Demokra
tiſchen Partei nicht empfohlen werden, vorzeitig das jetz
im Gang befindliche Volksbegehren mitzumachen. Sollt
die geſetzliche Regelung durch den Reichstag ſcheitern, ſ.
muß die Bewegung für einen Volksentſcheid, der erſt nag
einer Beſchlußfaſſung des Reichstages in die Wege gelei
te wird, zur Durchführung gelangen. Dieſe Bewegun
wird dann auch von der Demokratiſchen Partei in di
Hand genommen werden.

Die Demokratiſche Partei hat ihre Erfolge in der
letzten Jahren durch ihre einheitliche und geſchloſſene Hal ingt
tung erzielt, ſie kann und darf dieſe Haltung nicht preis e
geben. Sie lehnt die Halb- und Halbtaktikt, die di b e
Deutſchnationalen bei den Dawesgeſetzen in Anwendun Grwer
gebracht haben, ab und ſtellt ſich geſchloſſen auf den Boden ind in

des Kompromiſſes. ſülgJm Anſchluß an die Ausführungen Kochs fand ein G
längere Ausſprache ſtatt. Gegenüber den Rednern, die
Meinungsverſchiedenheiten taktiſcher Natur zum Ausdruc
brachten, wurden von anderer Seite mehrfach die Gründe
des Parteivorſitzenden unterſtrichen Und ergänzt.

Nach Beendigung der Ausſprache wurde zuerſt über

0788 006

einen Antrag auf Freigabe der Beteili egung am Volksbegehren abgeſtimmt. Dieſer An Und Gemei

trag wurde mit großer Mehrheit abgelehnt.
Danach wurde folgende vom Vorſitzenden der Preu-

ßiſchen Landtagsfraktion Falk eingebrachte Entſchließung Lgen und

einſtimmig angenommen handelsleh„Der Parteiausſchuß ſpricht dem Parteivorſitzenden und er bevorſt

der Reichstagsfraktion wärmſten Dank aus für die unermüd kommen
liche und erfolgreiche Tätigkeit, die ſie zur Verbeſſerung des Iſt Lehrer
Geſetzentwurfes über die Fürſtenabfindung entfaltet haben.

Die Volksbewegung, die durch die maßloſen Anſprüche Aende
der Küthten entfeſſelt wurde, und deren ſich als erſte die De
mokraten angenommen haben, hat mit dem heute vorltegen re
den Geſetzentwurf zwar nicht alle Ziele erreicht, aber eine gang
erträglichen Regelung die Wege geöffnet. enden J J

Der Parteiausſchuß ſtimmt dem Geſetzentwurf der Kom o t bedin
promißparteien zu Für den Fall jedoch daß die verfaſ ne Ven
ſungsmäßige Mehrheit des Reichstages für den jetzigen Shädigun
Geſetzentwurf infolge des Widerſtandes der Rechten nicht er werten
reicht werden ſollte, behält ſich der Parteiausſchuß die Re Pewilienl
gelung der Frage durch einen Volksentſcheid vor.“ ehren m

Weiterhin wurde entſtehender Antrag ebenfalls ein inrn

ſtimmig angenommen en ſeien,

ins et„Der Reichsparteiausſchuß erſucht den Parteivor
Alrch an

die Gehalt

den Grund

ſtand und die Fraktionen des Reichstages und der Lan
desparlamente, ihren Einfluß auf die Reichsregierung allund die Regierungen der Länder dahin geltend zu ma ſt
chen, daß allen Verſuchen der Verwaltungsbehörden zur h n
Erſchwerung und Vereitelüng des Volksbegehrens mit n
allen Machtmikteln des Staates entgegenzutreten iſt. w e
Gegen die Schuldigen iſt im Wege des Straf- und ge d Hat
gebenenſalls des Diſziplinarverfahrens einzuſchreiten. n Jami
Die Verwaltungsbehörden müſſen zur Neutralität in ih e

rem Dienſt den innerpolttiſchen Kämpfen gegenüber
angehalten werden. Jnsbeſondere muß ihnen klar ge u
macht werden, daß die Einrichtung des Volksbegehrens v i
in den Geſetzen vorgeſehen iſt und ſeine Durchführung e ishe
durch keinerlei Verwaltungsſchikanen erſchwert werden r
darf. Volksbegehren und Volksentſcheid ſind. Grund d 9 17
lagen der unmittelbaren Demokratie und als ſolche in n die
Verfaſſung und Geſetz feſtgelegt.“ n

Nach einem kurzen mit ſtürmiſchen Beifall aufgenom
menem Schlußwort des Pareivorſitzenden Koch fand die

e e 372 580 Krieget Witwen,

Wie die Kriegsfolgen ſich noch ſieben Jahre nach dem
Waffenſtillſtand auswirken, das Zeigen die Zahlen des
allgemeinen Penſtonsfonds nach dem Reichshaushalts
plän für 1926. Nach dieſer Aufſtellung ſind 372 580
Witwen vorhanden. Von dieſen Witwen beziehen 39 350
40 Proz., 267 090 50 Proz., und 59 700 60 Proz. der Voll
rente. Außerdem beziehen 6440 Witwen die Witkwenbei

hilfe und im Etat ſind ſieben Millionen Mark als ein
malige Abfindung eingeſetzt für die auf 8000 berechneten
Witwen, die vorausſichtlich im kommenden Jahre ſich
wieder verheiraten werden.

Noch erſchreckender iſt die Zahl der Waiſen und der
Eltern, die Kriegsopfer geworden ſind und vom Stagte
zum Teil unterhalten werden müſſen. Nach der Auſſtel
lung des Reichshaushalts ſind 963 040 Halbwaiſen und
65 320 Vollwaiſen vorhanden, die Waiſenbeihilfe erhalten
Jnsgeſamt beträgt die Zahl der Halbwaiſen und Voll

waiſen 1031 280.
Schließlich teilt die von der Reichsregierung heraus

62 140 Elternpaare Anterſtützung für den e ihres
Ernährers infolge des Krieges beziehen



Die Beſoldung der Gewerbelehrerin.

e Von Martha Dönhoff, Mitglied des Landtages.
n noch 9 Das Problem der Sparmaßnahmen in der öffent
d n en lichen Verwaltung erfährt durch die Gehaltsregelung der
h d M hbreußiſchen Gewerbelehrerinnen eine intereſſante Beleuch

Ann al hung. Durch Entſcheidung des Reichsſchiedsgerichtes vom

ſtande

terte Januar 1922 wurden die preußiſchen Gewerbe
holten lehrerinnen in die Gehaltsſtufe 8 eingereiht mit Auf
e rückungsſtellen nach 9, unter Wegfall des 10prozent. Ab

zug für weibliche Beamte, während die Gewerbelehrer,e gleich den Handelslehrern und -Lehrerinnen ihre Ein
ne gangsſtufe in Gruppe 9 haben. Die Gewerbelehrerinnen
e ſtehen als einzige preußiſche Veamtengruppe in einer

Igrundſätzlich anderen Gehaltsſtufe, als ihre männlichen
ſätli Kollegen. Die Begründung dieſer Zurückſetzung, die die

Arbeit der Lehrerinnen an der Mädchenberufsſchule für
nd weniger wichtig und volkswirtſchaftlich bedeutſam erklärt,niſcheid miſſals die an der Knabenſchule, iſt in den Fachkreiſen und

erden ha von den Frauen allgemein lebhaft kritiſtert worden. Das
zuſtändige Miniſterium für Handel und Gewerbe lehnt

n Demoktyj dieſe Anſchauung als unberechtigt ab; der Preußiſche
tig das j Landtag hat wiederholt gegen die Entſcheidung Stellung
n. Soll genommen, aber ſeine Auffaſſung unter ver Geltung des
ſcheitern, Beſoldungsſperrgeſetzes nicht durchſetzen können. Alle
er erſt naſj beteiligten Kreiſe empfinden die Minderbewertung der
Wege gele Gewerbelehrerinnen als unſachlich und ungerecht, aber die
Bewegun finanzielle Rückſicht triumphiert, der Spruch bleibt be

ttei in dſtehen!. Wie groß iſt nun die Erſparnis, die durch dieſes
Anrecht an einer Berufsgruppe erzielt wird? ſehen wir

olge in de die Sache einmal rechneriſch an. Jn Preußen waren am
loſene Ha 1. 4. 25 vorhanden 1446 Berufsſchullehrerinnen, davon
nicht prei waren eingruppiert in Gruppe 9 4682, in Gruppe 8

die d 964. Bei Annahme eines Dienſteinkommens einer
Anwendi Gewerbelehrerin in Gruppe 8 vorletzte Stufe mit 4514
den Vodenn und in Gruppe 9 vorletzte Stufe mit 5 055 ergibt ſich

folgende Berechnung: die 482 Gewerbelehrerinnen in
Gruppe 9 erhalten 2436 510 die 964 Gewerbelehrerin
nen in Gruppe 8 4351496 das macht zuſammen
6788 006 A. Würden alle Gewerbelehrerinnen nach
Gruppe 9 beſoldet werden mit dem 10 Proz. Abzug, ſo
ergäbe das 6578 577 alſo ein Weniger von rund

fand ein
ednern, die

m Ausdrug

die Gründe

nzt.

zuerſt über

Veteili
Dieſer An
lehnt.

der Preu
itſchließung

Berufsvertreerinnen als unrecht und herabſetzend empfun
dene Einſtufung bedeutet alſo keine Erſparnis für Staat
und Gemeinden. Die Lehrerinnen ſehen ſelbſt nicht nur
die Gehaltsregelung als eine Geldfrage an, ſie betonen
den Grundſatz der Gleichſtellung mit den männlichen Kol
legen und dem verwandten Beruf der Handelslehrer und
Handelslehrerinnen. Welcher Geſichtspunkt wird nun bei

henden i der bevorſtehenden Aenderung des GewerbelehrerDienſt
e nern eikommenGeſetzes in Preußen für die Eingruppierung
erung d der Lehrerinnen entſcheidend ſein
iltet haben

m Aenderung der Adoptionsbeſtimmung.
derlegent Der Gebürtenausfall während der Kriegsjahre, der

gang der Geburtenzahl auch während der darauffol
enden Jahre, vielfach durch Wohnungs und allgemeine

Not bedingt, machen die Erhaltung jedes Menſchenlebens,
ſeine Bewahrung vor körperlicher, geiſtiger und ſittlicher
Schädigung zur beſonders dringenden Notwendigkeit. Amrn ſchwerſten gefährdet ſind jene Kinder, die ein geordnetes

t die Re Familienleben, elterliche Liebe, Pflege und Fürſorge ent
behren müſſen, in erſter Linie alſo Anehelichgeborene,

s en Dann aber auch jene, denen durch Verwaiſtſein oder An
ſa geeignetſein ihrer Eltern zur Erfüllung ihrer Erziehungs

aufgaben, das Glück oder der Segen eines wahrhaften
Partei Heims fehlen. Manches dieſer Kinder fand und findet
der Lan Durch Annahme an Kindesſtatt Erſatz für das, was der
regierung Zufall ſeiner Geburt ihm verſagte. Die Zahl der Adop
id zu man tionen ſollte und müßte weit größer ſein. Oftmals
örden ſcheiterte die Arbeit einer Adoption an den zur Zeit gel
ſrens mit enden geſetzlichen Beſtimmungen. Dies erkannte man
ten i. und hat im Reichsjuſtizminiſterium den unter Titel 8
und e des Familienrechts der Annahme an Kindesſtatt gelten
uſchreiten den Paragraphen 1741 1772 eine teilweiſe neue Faſſung
ät in i gegeben.
gegenüber Eine der wichtigſten unter den vorgeſehenen Aende-
klar gerungen iſt die Beſtimmung, daß der Annehmende nicht
hegehrens wie bisher das 50, ſondern nunmehr das 40. Lebensjahr
chführung vollendet haben muß. Wohl konnte von der Beſtimmung
t werden des 8 1744 Befreiung erlangt werden, doch mußte dies
Grund durch die Regierung des Landes, dem der Annehmende
ſolche in angehörte, erfolgen, eine Weiterung, die manchen, dem es

mit ſeiner Abſicht nicht mehr ernſt war, von der Ausfüh
ufgenon rung abhielt. Meiſt werden zur Annahme Kinder in den
fand die erſten Lebensjahren bevorzugt. Dies iſt ganz ſebſtver

ſtändlich. Denn je jünger das angenommene Kind iſt,
an Umſo ähnlicher werden die Beziehungen zu den Adoptiv

Eltern denen zu leiblichen Eltern werden Auch wünſcht
nach den der Annehmende begreiflicherweiſe, die Erziehung in ſei
len de nem Sinn zu leiten und angeborene Fehler möglichſt

ushalts frühzeitig auszumerzen. Der Mann und mehr noch die
5725 Frau von 50 Jahren denn ſehr häufig ſind heutzutage

150 50 alleinſtehende berufstäige Frauen die Adoptierenden, müſ
er Voll en ſich ſagen, daß ſie vorausſichtlich außer ſtande ſind, die
wenbel Erziehung des Angenommenen mit den dazu erforderlichen
als ein Kräften zu vollenden. Der neue Entwurf trägt dem
echneten noch weiterhin Rechnung indem er für Eheleute beſtimmt,
u ſih daß, wenn ſie nach zehnjähriger Ehe weder Kinder haben

moch gehabt haben, oder wenn angenommen werden kann,
an der daß der Annehmende Kinder nicht haben wird, oder wenn
nan s ſich um Annahme eines leiblichen oder angenomenen
Aſeh Kindes des einen Ehegatten handelt, auch die Vollendung

n des 40. Lebensjahres nicht erforderlich iſt.
en en Nach den geltenden Beſtimmungen bekommt das von

n einer verheirateten Frau angenommene Kind nicht ihren
d derzeitigen Namen, ſondern hat ihren Mädchennamen zu

ne führen. Gerade bei Kinderloſen, verwitweten, geſchie
e m denen ſich vereinſamt fühlenden Frauen iſt der Wunſch
n Nach Annahme eines Kindes beſonders häufig. Das enge

200 000 A. Die ſachlich nicht gerechtfertigte, von den

Verhältnis, das ſich faſt immer zwiſchen der Annehmen
den und dem angenommenen Kind herausbildet, erfährt
jedoch eine Beeinträchtigung durch die Führung verſchiede
ner Namen. Der neue Entwurf ſieht in richtiger Er
kenntnis der gegebenen Verhältniſſe eine Aenderung des
8 1758 in dem Sinn vor, daß dem angenommenen Kind
der Frauenname der Annehmenden zu erteilen iſt. Eine
Einfügung in S 1758 ſieht auch die Möglichkeit vor, durch
den Annahmevertrag den Vornamen des annehmenden
Kindes zu ändern. Dies mag eine Aeußerlichkeit be
treffen, die vielen nicht wichtig erſcheinen wird doch laſ
ſen ſich Fälle denken, bei denen die Möglichkeit ſolcher
Namensänderung für den Annehmenden recht belang
reich iſt.

Nach dem neuen Entwurf genügt eine Genehmigung
des Annahmevertrages durch das Vormundſchaftsgericht,
während jetzt die Beſtätigung durch das zuſtändige Gericht
zu erfolgen hat. Bei den meiſten Annahmefällen han-
deltes ſich um uneheliche Kinder, über die die Akten am
Vormundſchaftsgericht geführt werden, ſodaß dieſe Neue
rung eine entſchiedene Erleichterung und Vereinfachung
iſt. Auch in den Erbverhältniſſen zwiſchen Annehmen-
den und Angenommenen tritt durch den Entwurf eine
Aenderung ein. Wie die Nutznießung des Annehmenden
an dem Vermögen des Kindes, kann nach dem geltenden

Bezine Miaeacqele berg

C
Sonntag, den 21. März, vormittags 10 Uhr in
Magdeburg in der Freundschaft (Pralatenstraße 32)

fragen der Preudischen Verwaltung

Redner
Eandtagsabg. Dr. GheSSeBarmen,
Landtagsabg. Dr. Bee Magdeburg

Zu dieser Aussprache bitten wir alle in der Kom-
mune beruflich oder ehrenamtlich tätigen Freunde

en

Recht auch das Erbrecht des Kindes dem Annehmenden
gegenüber durch den Annahmevertrag ausgeſchloſſen wer
den. Das ich nach Jnkrafttreten des Entwurfes in der
vorliegenden Faſſung nur noch möglich, wenn der Anneh
mende eheliche Abkömmlinge hat oder wenn vereinbart
wird, daß das Erbrecht des Kindes mit der Geburt eines
Abkömmlings erlöſchen ſoll. Die große Zahl der unehe-
lichen Geburten, denen eine ſtete Zungahme der kinder
loſen Ehen gegenüberſteht, läßt es wünſchenswert erſchei
nen, daß der Entwurf bald Geſetzeskraft erlangt und mit
der Behebung von Adoptionshemmniſſen zur Vermehrung
von Kindesannahmen beiträgt.

Hedwig KeilerNeuburger.

Aue er a errrekeSEine intereſſante Parallele.
Wir leſen in Stephans Großmanns „Tagebuch“: Jn

der noch ungeſchriebenen Apokalypſe des Kriegs Wahn
ſinns wird folgender Fall beſondere Erwähnung verdie
nen: Am 4. November 1918 wurde der Obermatroſe Franz
Scheyka von einem Kriegsgericht zum Tode verurteilt
Am 9. November 1918 am Tage der Revolution
ſandte der kommandierende Admiral des Marinekorps, von
Schröder, dem Gericht den telegraphiſchen Befehl, die Hin
richtung ſofort zu vollziehen, ohne die Erledigung eines
Gnadengeſuches abzuwarten. Jn den Mittagsſtunden des
gleichen Tages wurde Scheyka erſchoſſen. Sein Verbre-
chen war Fahnenflucht geweſen er hatte verſucht,
über die holländiſche Grenze zu entfliehen. Da
für wurde er im Namen ſeines oberſten Kriegsherrn
exekutiert. Der oberſte Kriegsherr war aber ſeinerſeits
zur Stunde der Exekution bereits in Holland drüben! Er
iſt vor kein Gericht gekommen, er hat keine Fahnenflucht
begangen, bei ihm iſt alles in Ordnung und er erhält
Abfindung!

Mietverträge oder Pachtverträge
Die Zuſtellung des Reichsjuſtizminiſters.

Vor einiger Zeit hatte die demokratiſche Reichstags
fraktion eine kleine Anfrage eingebracht, in der darauf
hingewieſen wurde, daß Mietverträge, die mit Gewerbe
treibenden abgeſchloſſen worden waren, durch Gerichts
urteile als Pachtverträge angeſprochen worden ſind. Da
durch dieſe falſche Auslegung des Mietvertrages zahlloſe
Gewerbetreibende ihrer Exiſtenz beraubt werden, iſt die
Reichsregierung gefragt worden, was ſie gegen dieſe merk
würdige Auslegung der Geſetze zu tun gedenkt.

Auf die Kleine Anfrage der demokratiſchen Reichs
tagsfraktion hat Reichsjuſtizminiſter Dr. Marx nachſtehen
de Antwort erteilt:

„Nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches
535, 581) beſteht der Unterſchied zwiſchen einem

Miet und Pachtverhältnis darin, daß dem Mieter ledig
lich der Gebrauch der Sache, dem Pächter außer dem Ge
brauche der Sache der Genuß der bei ordentlicher Wirt
ſchaft als Ertrag anzuſehenden Früchte zu gewähren iſt.
Wird eine zu einem Gewerbe beſtimmte Räumlichkeit ge

gen ein Entgelt zur Benutzung überlaſſen, ſo genügt nach
der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts, der ſich
die übrigen Gerichte angeſchloſſen haben, der Amſtand allein
daß der Raum zu gewerblichen Zwecken und damit zur
Erlangung wirtſchaftlicher Erträge dienen ſoll, noch nicht,
um Pacht anzunehmen, vielmehr iſt für die rechtliche Be
urteilung maßgebend, ob der Raum beim Vertragsab
ſchluß bereits ſo beſchaffen iſt, daß er bürgerliche Früchte
abwerfen kann; erforderlich iſt, daß der überlaſſene Raum
ſchon durch ſeine bauliche Eigenart, ſeine innere Einrich
kung und Ausſtattung im weſentlichen dazu geeignet iſt,
die Gewinnung bürgerlicher Früchte aus der ſo eingerich
teten Räumlichkeit und dem darauf zu ſtützenden Gewerbe
betriebe zu ermöglichen, alſo als die unmittelbare Quelle
von Erträgen zu dienen. Daß es in der Rechtſprechung zu
einer Abweichung von den Grundgeſetzen gekommen wäre,
iſt hier nicht bekannt geworden. Jnsbeſondere iſt ein
Fall, der vor einiger Zeit von dem Zentralverband Deut
ſcher Bäckerinnungen „Germanig“ hier zur Sprache ge
bracht worden iſt, und bei dem es ſich um Ueberlaſſung
von Bäckereiräumen handelte, vom Reichsgericht durch
aus im Einklang mit den dargelegten Grundſätzen ent
ſchieden worden. Der Zentralverband hat am 30. April
voriges Jahres von hier aus eine entſprechende Mittei
lung erhalten. Seitdem ſind Klagen über eine unzutref
fende Auslegung der in Rede ſtehenden geſetzlichen Vor
ſchriften nicht an mich herangebracht worden.

K

Ein Angriff auf die Preſſefreiheit. Vor einigen Ta
gen hatte die demokratiſche „Breslauer Zeitung in einer
Notiz darauf hingewieſen, daß die überraſchenden Arteile
in den bisherigen Prozeſſen gegen Rechtsradikale wohlbe
kannt ſeien, von irgendwelchen Verfahren gegen Richter
habe man dagegen noch nichts gehört. Der Landgerichts
präſident und der Oberſtgatsanwalt in Brieg haben dar
auf der „Breslauer Zeitung“, die als weitverbreitete
Handelszeitung des Oſtens Publikationsorgan für die
Eintragungen des Regiſterrichters in Brieg ſind, ein
Schreiben zugeſtellt, das nicht anders als eine Boykottan
drohung aufgefaßt werden kann. demokratiſchen
Landtagsabgeordneten Herrmann (Breslau) und Dr.
Grzimek haben angeſichts dieſes Tatbeſtandes an das Preu
ßiſche Staatsminiſterium eine Anfrage gerichtet, in der ſie
um Auskunft erſuchen, was das Staatsminiſterium gegen
dieſen ganz unerhörten Eingriff des Landgerichtspräſiden
ten und des Oberſtaatsanwaltes in die verfaſſungsrechtlich
geſicherte Preſſefreiheit zu veranlaſſen gedenkt.

Die

Schnelle und gründliche Arbeit. 5 Haushaltsplan
des Reichsminiſteriums des Jnnern, z deſſen Beratung
der Hauptausſchuß des Reichskages im vorigen Jahre drei
Wochen gebraucht hatte, iſt diesmal in drei Tagen erle
digt worden, allerdings unter Zuhilfenahme von zwei
Nachtſitzungen. Ganz weſentlich wurden die Arbeiten da
durch gefördert, daß der Reichsminiſter des Jnnern Dr.
Külz auf die meiſten Anfragen und Beſchwerden ſofort
perſönlich antwortete. Seine knappen, offnen und klaren
Antworten zeigten, daß er ſchon nach kurzer Amtsführung
ſein großes und vielverzweigtes Reſſort bis in alle Einzel
heiten beherrſchte. Die Art des Eingreifens des Miniſters
trug ganz weſentlich zu einem glatten und reibhungsloſem
Verlauf der ſchwierigen Beratungen bei. e

Staatsmittel für Moor und Bodenkultur. Der
preußiſche Landwirtſchaftsminiſter hat beim preußiſchen
Landtag zur Vermehrung und Verbeſſerung von Arbei
terwohnungen auf den Domänen zu dem bereits bewil
ligten Betrage von einer Million Mark noch einen Zu
ſatzbetrag von 600 000 Mark angefordere. Weiterhin ſyll
der zur Verfügung geſtellte Betrag von einer Million
Mark zur Ausführung von Bodenverbeſſerungen auf ſtagt
lichen Domänen, Vorwerken und anderen domänenſiska
liſchen Grundſtücken um den Betrag von 400 000 Mark er
höht werden. Die angeforderten Summen ſollen dem
150Millionen Kredit enknommen werden. S

Von den Summen dieſes Kredites ſoll auf Anforde
rung des Staatsminiſteriums 22 Millionen Mark zur
Arbarmachung von ſtaatlichen Mooren in den Provinzen
Hannover und SchleswigHolſtein zur Verfügung geſtellt
werden. Es ſind in den genannten Gebieten, ausſchließ
lich der Flächen, die zur Zeit noch zur Torfgewinnung
verpachtet ſind und für die Kultivierung daher einſtwei
len ausſcheiden, noch rund 10 000 Hektar zu kultivieren.
Die Koſten der Kultivierung dieſer Fläche würden ſich auf
10 Millionen Mark ſtellen. Da indes bis zur Fertigſtel
lung der Kultivierung der ganzen Strecke noch eine ganze
Reihe von Jahren vergehen wird, und deshalb zur Zeit
nicht überſehen werden kann, wie die Preisverhältniſſe ſich
künftig geſtalten werden, wird, auch angeſichts der ungün
ſtigen Finanzlage, zunächſt ein Betrag angefordert, der
bis zum Ende des Rechnungsjahres 1926 ausreicht.

Gegen die liberale Vereinigung Do r Dasſtand der Demokratiſchen Partei Heſſens faßte folgende
Reſolution:

„Die Liberale Vereinigung, gegründet von Männern,
welche in ſchwerer Zeit die demokratiſche Partei erſchüt
tern wollten, entfaltet eine Tätigkeit, welche Anruhe und
Widerſpruch hervorgerufen hat. Jhr Beſtreben, eine
Verſchmelzung der Demokratiſchen Partei und der Deut
ſchen Volkspartei herbeizuführen, iſt bei der Haltung der
Deutſchen Volkspartei, zumal in Heſſen, gegenüber der Re
publik, ihren Führern ihren ſtaatspolitiſchen und ſozialen
Aufgaben, die wir unbeirrt in der Linie Naumanns zu
ſuchen haben unzeitgemäß und undurchführ-
bar, ſolange die liberale Vereinigung nicht gezeigt hat,
daß ihre Mitglieder bereit ſind, am ſozialen Aufbau und
wirtſchaftlichen Aufbau der deutſchen Republik mitzuar
beiten. Der Landesverband erklärt deshalb einmütig die
gleiche Zugehörigkeit zur Demokratiſchen Partei in Heſſen
und zur Liberalen Vereinigung für unzuläſſig.“
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darf an Wohnungen zu decken.

en.

aus dieſem Rückgang der Kopfzahl der Familie

Die Demokraten tun aber

e

Magdeburg hat auf dem Gebiet des Wohnungsbaues
in den letzten Jahren Außerordentliches geleiſtet. Anter
den deutſchen Großſtädten nimmt es hier einen ganz her

Jmmerhin reicht das Geſchaffene
noch nicht im Entfernteſten aus, um den dringendſten Be

Jn der Vorkriegszeit be
lief ſich der Zuwachs an Wohnungen im Durchſchnitt auf

jährlich 1400. Das Tempo der Bevölkerungszunahme hat

man zu Trugſchlüſſen kommen, wollte man aus dieſer
Tatſache auf einen verminderten Wohnungsbedarf ſchlie

Aus dem Amſtande, daß die Zahl der Wahlberech
tigten, alſo des Teiles der Einwohnerſchaft über 20 Jahre,
in ſtärkerer Zunahme begriffen iſt, als der Bevölkerungs
zuwachs, geht vielmehr mit aller Deutlichkeit hervor, daß

die Zahl der Wohnungsanwärter ungleich ſchneller ſteigt
als man aus der an und für ſich nicht allzu erheblichen
Steigerung der Bevölkerungsziffer annehmen könnte.

Nach der Volkszählung vom 1. Dezember 1910 hatte
Magdeburg bei einer Einwohnerzahl von etwa rund
270000 im ganzen 70607 Haushaltungen und 72 194

Wohnungen. Heute haben wir bei einer Einwohnerzahl
von 299 000 Seelen 86290 Haushaltungen und nur
78 000 Wohnungen. Während alſo die Bevölkerungszahl
nur um rund 29000 Köpfe geſtiegen iſt, hat die Zahl der
Haushaltungen in derſelben Zeit um 16 000 zugenommen.

Dieſe Ziffern geben in mehr als einer Hinſicht zu
denken. Sie lehren, daß die Kopfzahl der Familie von

auf 3,4 geſunken iſt. Die Angſt vor dem Kinde iſt es, die
ſpricht.

Wenn man weiter hört, daß nicht weniger als 8000 Fa
milien, alſo ein Zehntel der Geſamtzahl, ohne eigene Woh
nung iſt, wird man dieſe Angſt begreiflich finden. 1910
konnte die Statiſtik noch einen Ueberfluß an Wohnungen

melden. Heute iſt die Verhältnisziffer umgekehrt. Wenn
wir in abſehbarer Zeit etwa in 10 Jahren normale

Lage iſt. Solange ſolche anormalen Verhältniſſe be

für den Wohnungsbau ſelbſt zu ſorgen.

Dieſe Erkenntnis iſt nicht nur
Gruppe der Stadtverordnetenverſammlung eigen auch die
Vertreter des organiſterten Hausbeſitzes, die in öffentlichen
Werſammlungen für die baldige Wiederherſtellung der
freien Wohnungswirtſchaft eintreten und auch jetzt immer
von neuem fordern, daß es dem Privatunternehmer mög

lich gemacht werden müſſe, den Wettbewerb auf dem
Wohnungsmarkt aufzunehmen, haben ſich auf den gleichen
Standpunkt geſtellt. Die Vertreter des Hausbeſitzes in
der Stadtverordnetenverſammlung haben in der Stadt

verordetenverſammlung keinerlei Einwendungen dagegen

erhoben, daß die gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften, die
in friſchem Wagemut ſich an die Löſung des Wohnüungs
problems heranmachten, als der Magiſtrat der Aufgabe
noch etwas zögernd gegenüberſtand, auch in dieſem Jahre
wieder als Bauherren für die geplanten Bauvorhaben
figurieren ſollen, obwohl es ihnen bekannt iſt, daß auch

für Privatunternehmer nach den beſtehenden Beſtim
mungen durchaus die Möglichkeit beſteht, Hauszinsſteuer-
hypotheken zu erhalten und ſich am Wohnungsbau zu be

teiligen. Die Vertreter des Hausbeſitzes ſtimmten mit
der übrigen Verſammlung für die Magiſtrasvorlage, die
den Bau von 750 Wohnungen im Haushaltsjahr 1926 27
vorſieht.

Es iſt notwendig, auf dieſe Tatſache hinzuweiſen, da
die Vertreter des Hausbeſitzes in ihren Verſammlungen
gegen die gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften, die ſie als
ihre Konkurrenz betrachten, ſehr
ziehen pflegen und in dieſem Zuſammenhange dann die
bsſen Demokraten beſchuldigen, kein Verſtändnis für die
Lage des Hausbeſitzes zu beſitzen, daß ſie die Wiederein
führung der freien Wohungswirtſchaft verhinderten uſw.

nichts anderes als die Ver
treter des organiſierten Hausbeſitzes in dieſem Falle
auch getan haben, die ebenfalls keinen anderen Weg
anzugeben wiſſen, wie man der Wohnungsnot zu Leibe
gehen könnte als die Hilfe von dort zu nehmen, wo ſie
ſich bietet. Das ſind in dieſem beſonderen Falle eben die
Genoſſenſchaften.

Eines gewiſſen pikanten Beigeſchmacks entbehrte nicht
die Beſchwerde des der Fraktion der Rechten angehörigen

Stadtv. Leue über die Verunglimpfungen, die er als
Führer einer der gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften von

den Führern des organiſierten Hausbeſitzes, ſeinen eigenen
Fraktionskollegen, über ſich ergehen laſſen mußte.

Aufſehen erregten auch die Mitteilungen des demo
kratiſchen Stadtv. Becker, der über die Vereinbarungen

der Vereinigung der Ziegeleien berichtete, einen künſt
lichen Mangel an Bauſtoffen und eine Preisſteigerei durch

Verringerung der Produktion hervorzurufen. Das Ziel
dieſer Volksfreunde geht offenbar dahin, erſt die Preiſe

S c

Streiflichter aus dem Stadtp
Auch der organiſterte Hausbeſttz erkennt die Nützlichkeit der Baugenoſſenſchaften an.

burgs Wohnungsbauprogramm für 1926. Ein Erfolg der demokratiſchen Sparſamkeits
grundſätze.

Verhältniſſe in der Wohnungswirtſchaft haben wollen,
müßten jährlich etwa 1900 Wohnungen errichtet werden.
Es kann darüber gar kein Zweifel beſtehen, daß die

atwirtſchaft heute zu einer ſolchen Leiſtung nicht in

der demokratiſchen

heftig vom Leder zu

garlament.
Magde

in die Höhe zu treiben und ſich dann durch langfriſtige
Verträge einen Extragewinn zu ſichern. Auf dieſes Trei
ben muß die Regierung ein wachſames Auge häben, da
mit nicht durch eine ungerechtfertigte Verteuerung der
Bauſtoffe unſeren Volksgenoſſen die Miete für ihr ſehn-
ſüchtig erwartetes Heim bis zu einer unerträglichen Höhe
geſteigert wird.

Daß der unvermeidliche Stadtv. Mann bei einer
ſolchen Ausſprache nicht fehlen darf, iſt ſelbſtverſtändlich.
Er ſprach davon, „wie ſein Herz ſich ſträubte („und die
ſpärlichen Haare auf ſeiner troſtloſen Vollmondlandſchaft
ſich krampften“, wie ein humorvoller Zwiſchenrufer zur
Vervollſtändigung der angtomiſchen Merk würdigkeiten des
völkiſchen Häuptlings hinzuſetzte), als er von dem „Dieb
ſtähl“ und der „Erpreſſung hörte, die nach ſeiner Auf
faäſſung darin zu erblicken iſt, daß von bemittelten Woh
nungsſuchenden Baukoſtenzuſchüſſe gefordert wurden.
Auch die in den Neubauten geforderten Mieten fand er
viel zu hoch.

Ja, Herr Mannheimer, Sie ſollten der Republik dank
bar ſein, daß ſie Jhnen durch ihre Schutzgeſetze eine billige
Altwohnung ſichert. Ginge es nach Jhren Freunden, dem
völkiſchen Führer in der Hausbeſitzerorganiſation, dem
Hausbeſitzer Kaber, dann würden Sie für Jhre Alt
wohnung ſchon lange dieſelbe Miete zu zahlen haben, wie

Begirkstagung
am 21. März in Magdehurg.

Die Demokratiſche Partei bittet ihre, in der
Kommungalverwaltung beruflich oder ehrenamtlich
tätigen Anhänger zu einer

Kommunalpolttiſchen Ausſprache

Landräte, Bürgermeiſter, Stadträte, Kreis aus
ſchußmitglieder, Stadtverordnete, Kreistagsabge

ordnete, Amtsvorſteher, Gemeindevorſteher, Ge
meindeſchöffen, überhaupt alle in der Selbſtverwal
tung tätigen Freunde, bringt dieſe Ausſprache ſehr

Y viel Anregung

O c c ää cdie Mieter in den teuren Neubauten. Dann würden aber
ſelbſtverſtändlich wieder nicht die völkiſchen Ausbeuter und
Konjünkturgewinnler, ſondern die von Jhnen ſo gefürch
teten Juden die Schuld an der Verteuerung der Wohnun-
gen tragen. So pflegen Sie es doch immer bei Jhrer
Antiſemitenhetze zu halten.

w

Eine Aenderung der Geſchäftsordnung der Stadtver
ordnetenverſammlung iſt geplant. Wir würden es be
dauern, wenn die Geſchäftsordnung eine Faſſung erhielte,
die dem Stadtv. Mann ſeine notoriſchen Entgleiſungen
unmöglich machen würde. Mann iſt uns ein ſehr wert
voller Kampfgenoſſe bei der Aufklärung der Oeffentlichkeit
über den wirklichen Charakter der ſogenannten völkiſchen
Bewegung. Neben dem Dr. Greiner haben wir es in
der Hauptſache ihm, der mit keinerlei Heinmungen be
ſchwert iſt, zu danken, daß die Völkiſchen bei den Pro
vinziallandtagswahlen eine ſo vernichtende Niederlage er
liten, daß ihre Stadtverordnetenfraktion, wollte man die
bei den Provinziallandtagswahlen auf ſie entfallende
Stimmenzahl für die Stadtverordnetenwahlen heran
ziehen, von 5 auf 1 Mitglied zuſammengeſchmolzen wäre.
Mann gleicht dem Geiſt, der das Vöſe will und doch das
Gute ſchafft. Mit ſeiner Anterſtützung wird es gelingen,
endlich das öffentliche Leben von der völkiſchen Peſt zu
ſäubern.

Selbſtverſtändlich müſſen dem Stadtverordneten
Vorſteher Machtmittel in die Hand gegeben werden, um
Entgleiſungen, wie ſie ſich in der Hitze des Gefechts er

eignen können, oder gar Angezogenheiten, zu denen einige
Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung neigen,
nachdrücklich zu ahnden. Zu warnen iſt aber davor, die
von den Strafen der Geſchäftsordnung Betroffenen in der
Heffentlichkeit als Märtyrer ihrer Ueberzeugung erſchei
nen zu laſſen. Die Oeffentlichkeit hat ein ſehr feines Ge
fühl für Recht und Unrecht. Jhr Urteil, wie ſie über
das Auftreten der völkiſchen Führer denkt, liegt offen da.
Es wäre vom Uebel, wollte man durch zu ſcharfes Vor
rn den völkiſchen Heißſpornen einen Martyrerſchein
geben.

Die demokratiſche Stadtverordnetenfraktion hat in den
letzten Sitzungen wiederholt nachdrücklich auf den alten
Grundſatz jeglicher Kommüunalpolitik aufmerkſam machen
müſſen, daß keine Ausgabe ohne Deckung geſchehen dürfe
Und daß wir beſonders in der heutigen Zeit jede Ausgabe
doppelt und dreifach überlegen müſſen, ehe wir dazu un
ſere Zuſtimmung geben. Diesmal handelte es ſich um
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einen Antrag des Magiſtrats, zur Ausbeſſerung und für
den Anſtrich der Faſſade des Stadttheaters 53 000 c zu
bewilligen. Stadtv. Schüler machte gegen dieſe For
derung des Magiſtrats geltend, daß aus der Vorlage die
zwingende Notwendigkeit für eine Ausgabe in ſolchen
Ausmaßen nicht erkennbar ſei. Bei der Schwierigkeit,
den nächſten Etat zum Ausgleich zu bringen, müſſe jede
Ausgabe vermieden werden, durch die die Steuerkraft der
Bürgerſchaft unnötig belaſtet werde.

Die Sprecher der anderen Fraktionen, mit Ausnahme
der Kommuniſten, konnten ſich dieſen Darlegungen nicht
verſchließen. Der Magiſtratsantrag wurde der Bau
deputation zur eingehenden Nachprüfung überwieſen

Se
Demokraten und Altrentner. Der demokratiſche

Reichstagsabgeordnete Erkelenz hat mit Unterſtützung der
demokratiſchen Reichstagsfraktion nachſtehenden Antrag
eingebracht

Der Reichstag wolle beſchließen Die Reichsregie
rung zu erſuchen, mit den Werken, die eigene Penſions
kaſſen vor der Jnflationszeit gehabt haben, in Verhand
lungen einzütreten, damit die Altrentner dieſer Kaſſen
eine Aufwertung ihrer Bezüge erhalten, die den ſrüher
geleiſteteen Beiträgen entſpricht, und demnächſt in einer
Denkſchrift das Ergebnis dieſer Verſuche mitzuteilen

Hinausſchiebung der Darlehnsrückzahlung. Die den
bedürftigen Beamten ſeinerzeit gewährten Darlehen ſoll
ten mit Wirkung vom 1. März an zurückgezahlt werden.
Die allgemeine geſpannte Wirtſchaftslage beſteht noch wei
rer und die Ausgaben für Winterbedürfniſſe halten noch
über den 1. März hinaus an, ſodaß die Tilgung den Be
amten ſchwer fällt. Herr Reichstagsabgeordneter Schuldt
Steglitz (Dem.) regte daher beim Herrn Reichsfinanzmi
niſter Dr. Reinhold an, mit der Tilgung erſt vom 1. Mai
an zu beginnen. Der Finanzminiſter ſtimmte dem Wun
ſche zu und wird in den nächſten Tagen eine entſprechende
Anweiſung ergehen laſſen.

Sonderprüfung der Sekretäre. Bei der Beratung
des Haushaltsgeſetzes iſt ein Antrag angenommen wor-
den, der nach dem 31. 3. 20 planmäßig angeſtellten Sekre
täre, welche durch Heexresdienſt in der früheren Anſtellung
verhindert worden ſind, noch zur Sonderprüfung zuzulaſe

ſen. Da auch nach weiteſter Auslegung des Begriffes
„Heeresdienſt“ alle Sekretäre, welche noch zur Sonderprü
füng zuzulaſſen wären, nicht erfaßt werden, hat der Abg.
SchuldtStegliß (Dem. zur zweiten Beratung des Haus
haltsgeſetzes beantragt, das Wort „Heeresdienſt durch
das Wort „Kriegsverhältniſſe zu erſetzen.

Aufſtiegs verhältniſſe der Beamten. Auf Vorſchlag
der Reichsregierung im Haushaltsgeſetz ſollen die Schlüſ
ſelungsgrundſätze, welche das Aufſtiegsverhältnis inner
halb der einzelnen Gruppen regeln, ſo geändert werden,
daß beſonders für die Miniſterialbeamten eine ihrer Tä
tigkeit entſprechende Bewertung erfolgen kann. Ein im
Reichstag angenommener Antrag Steinkopf (SPD) will
dieſe Regelung nicht zulaſſen. Der Abg. SchuldtSteglitz
(Dem.) beantragte deshalb zur zweiten Beratung des
e die Wiederherſtellung der Regierungs
vorlage.

Beamtenfortbildung und Beamtenerholungsheime.
Zur Förderung der Beſtrebungen der von Berufsverei
nigungen der Beamten geſchaffenen Fortbildungseinrich
tungen beantragte Abg. SchuldtSteglitz (Dem.) die in dem
Haushalt des Reichsminiſteriums des Jnnern hierfür vor
geſehene Summe auf 300 000 Mark zu erhöhen.

Ebenſo beantragte derſelbe Abgeordnete, die zur För
derung der Beamtenerholungsheime vorgefehene Summe
auf 100 000 Mark zu erhöhen.

Fahrpreisermäßigung zu wiſſenſchaftlichen und beleh
renden Zwecken. Auf Wunſch der Teilnehmer an den
Ausbildungskurſen für Mittelſchullehrer richtete Abg.
SchuldtSteglitz (Dem.) das Erſuchen an die deutſche
Reichsbahngeſellſchaft, den Teilnehmern Fahrpreisermäßi
gung zu gewähren. Die Reichsbahngeſellſchaft antwortete
darauf daß Schülerrückfahrkarten lediglich für Süler und
Studierende beſtimmt ſeien, die ſich auf einen Beruf vor
hereiten, nicht aber für im Beruf ſtehende Perſonen, die
ſich weiter bilden wollen. Fahrpreisermäßigung zu
wiſſenſchaftlichen und belehrenden Zwecken ſeien nur ſolchen
Schülern und Studierenden zugänglich, die unter Leitung
von Lehrern in Gruppen an gemeinſchaftlichen Ausflügen

Eine weitere Vergünſtigung zugunſten der
erwähnten Mittelſchullehrer würde Berufung anderer
Kreiſe nach ſich ziehen, abgeſehen davon, daß die geplante
Wirtſchaftslage der Reichsbahn es verbietet, weitere neue
Fahrpreisermäßigungen einzuführen.

Expedienten der oberſten Reichsbehörden. Der demo
kratiſche Antrag, die Expedientenſtellen der oberſten
Reichsbehörden (Beſoldungsgruppen VII vis XIII) durch
Aenderung der Schlüſſelung beſſer zu bewerten, der im
Vorjahre abgelehnt worden iſt, ſtand in veränderter Form
wieder zur Beratung im Haushaltsausſchuß. Er wurde
zugunſten des Antrages Steinkopf und Genoſſen (SPD),
die Schlüſſelungsgrundſätze für 1925 auch im Jahre 1926
gelten zu laſſen, abermals abgelehnt. Gegen den demokra
tiſchen Antrag ſtimmten die Kommuniſten, Sozialdemo
kraten und das Zentrum geſchloſſen. Damit hat wieder
einmal das gleichmacheriſche Beſtreben der Sozialdemokra
en dem ſich das Zentrum bedauerlicher Weiſe anſchloß,
obſiegt.



Ruheſtandsdienſtalter
Unterſtützung iſt deshalb ein von allen Parteien unter

Beratung der Reichsdienſtſtrafordnung. Der 14. Aus
ſchuß des Reichstags für Beamtengelegenheiten hat be
ſchloſſen, auch in der plenumfreien Woche zu tagen

Zur Ortsklaſſenfrage wünſchte der Abg. Schuld et
Stegli, daß neue Grundſätze für die Einſtufung von
Orten in die einzelnen Ortsklaſſen erſtellt werden. Be
züglich des Dienſtſtrafgeſetzes machte der genannte Ab
geordnete geltend, daß er Bedenken habe, dieſes Geſetz
außerhalb des Rahmens des neuen Beamtengeſetzes zu be
handeln, weil gewiſſe grundſätzliche Fragen z. B. wer
Beamter ſei oder der Charakter des Ruhegehalts nicht
bei dieſem Geſetz, ſondern nur im neuen Beamtengeſetz
geregelt werden könnten. Bekanntlich enthält der von
den Demokraten vorgelegte Entwurf eines neuen Be
amtengeſetzes auch das Dienſtſtrafrecht im organiſchen
Zuſammenhang Tendenzen, welche dieſen organiſchen
Zuſammenhang löſen wollen, muß man mit berechtigten
Bedenken gegenüberſtehen.

Wohnungsgeldzuſchuß an Penſionäre. Die Penſionäre
beziehen bekanntlich als Wohnungsgeldzuſchuß einen
Durchſchnittsſatz, der geringer iſt als die Höchſtſätze und
höher als die Mindeſtſätze, der verſchiedenen Ortsklaſſen.
Ein Antrag des Abg. Schuld tSteglitz (Dem.) den
Penſionären und den Hinterbliebenen in jedem Falle den
Wohnungsgeldzuſchuß des Wohnortes zu gewähren, wurde
bei der Verabſchiedung des Haushalts 1925 kürzlich als
erledigt betrachtet. Da der Antrag aber keinesfalls er
ledigt iſt, wurde er von dem genannten Abgeordneten er
neut eingebracht

Beſchäſftigung von Arbeitsloſen in der Forſtverwal
tung. Angeſichts der ungeheuren Arbeitsloſigkeit hatte
der Landtagsabgeordnete Bartel d Hannover den Herrn
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten gebe
ten, den Oberförſtereien die Mittel, die im Staatshaus
haltsplan für 1926 für den Wegebau angefordert würden,
ſchon jetzt zur Verſügung zu ſtellen, damit die Oberför
ſtereien die Wegebauten und Wegeinſtandſetzungen bereits
in Angriff nehmen können und ſo in der Lage ſind, hierzu

Arbeitsloſe zu beſchäftigen, die während des Sommers in
der Landwirtſchaft Arbeitsmöglichkeit finden. Wie der
Landwirtſchaftsminiſter Steiger dem Abgeordneten Bar
teld mitteilt, hat er von den für 1926 angeforderten 6,3

Sind Sie ſich Jhrer Pflicht bewußte Wieviel
neue Mitglieder haben Sie ſchon gewonnen

Millionen Mark zur Unterhaltung und zum Neubau öf-
fentlicher Wege innerhalb der Forſten den Regierungen
bereits rund 5,7 Millionen Mark überwieſen, ſodaß ſie in
der Lage ſind, die Unterverteilung auf die Oberförſte
reien vorzunehmen und dieſe jetzt mit den Arbeiten be

ginnen können.
NAnrechnung von Dienſtzeit bei der freiwilligen Kran

kenpflege. Von den zuſtändigen Verbänden, insbeſondere
dem „Roten Kreuz iſt wiederholt angeregt wörden, die
während des Krieges 1914 18 in der freiwilligen Kran

kenpflege abgeleiſtete Dienſtzeit auf das Beſoldungs und
anzurechnen. Mit demokratiſcher

ſchriebener Geſetzentwurf, der dieſen Wünſchen Rechnung
trägt, ſoeben dem Reichstag zugegangen.

Hartetnaehriehten
Zur Tagung der Demokratiſchen Jugend

Mitteldeutſchlands.
Schlage die Trommel und fürchte dich nicht,

Und küſſe die Marketenderin,
Das iſt die ganze Wiſſenſchaft,

Das iſt der Bücher tiefſter Sinn

TDrommle die Leute aus dem Schlaf,
Trommle Reveille mit Jugendkraft,
Marſchiere trommelnd immer voran,
Das iſt die ganze Wiſſenſchaft.

Das iſt die Hegelſche Philoſophie, S
Das iſt der Bücher tiefſter Sinn,
Jch hab ſie begriffen, weil ich geſcheit
Und weil ich ein guter Tambour bin.

Heinrich Heine.
Zum Trommeln und zum Voranmarſchieren wollen

wir jung ſein, und wenn gelegentlich jemand aus dem
Schlaf getrommelt wird, ſo ſoll es uns nur freuen.
Deutſchland lebt nur, wenn es Kinder hat, und die Par
kei nur, wenn ſie junge Mitglieder hat. Opſer werden
dabei gebracht. Der Herzen oder grauſt es die Jungen
nicht manchmal, wenn der Kuß der Marketenderin, denn

die dürfte doch wohl das Zentrum ſein ſo lange dauert
Opfer der Temperamente: wenn der Wagen der Partei
mühſelig um die Wegkrümmen ſchmankt, die man ſo gern
überflöge. Opfer der Disziplin wenn man nachgibt, trotz
dem man ſich im heißen Recht der Jugend fühlt.

Wo ſteckt unſere Jugend? Wir ſind immer ſtolz dar
auf, daß ein beträchtlicher Teil im werktätigen Leben
ſteht und jedes Opfer ein ſelbſterrungenes iſt. Wir grü
ßen auch den, der in ſeiner Amgebung gegen den Strom
ſchwimmen muß. Demokrat iſt, wenn rings die Kamera
den die Politik im Brimborium ſuchen.

Hat die Jugend etwas erreicht? Sie kann mit Stolz
den jüngſten Abgeordneten des Reichstags den ihren
nennen Die Kundigen wiſſen, daß die Verhindung mit
der Jugend und damit die Erneuerung des Parteilebens
heute ihren guten Weg über das Generalſekretariat der
Partei hat.

Der Tagung unſres Jugendverbandes ein herzliches
Glück auf!

Bezirk Magdeburg.
D. D. P. EGeſchäſtsführender Ausſchuß.) Sitzung

Montag den 22. März abends 8 Uhr in der Geſchäfts
ſtelle

D. D. P. (Stammtiſch.) Dienstag den 16. März
abends 8 Ahr Hotel „Weißer Bär Weinfaßſtraße 6.
Mitglieder und Freunde herzlich willkommen

Sonntag den 21. März vormittags 10 Ahr in der
Freundſchaft in Magdeburg, Große Ausſpra ch e

D. D. P. Magdeburg. Am 3. März verſtarb unſer
Mitglied Frau Joſephine Bienert im Aler von 55
Jahren. Die Partei wird ihr Andenken in Ehren halten.

Die Stadtteilsgruppe Alte NeuſtadtNordfront hielt
am Donnerstag den 4. März ihre gut beſuchte Hauptver
ſammlung in den „Nationalfeſtſälen“ ab. Herr
Hr. Schröder gab einen hochintereſſanten Ueberblick
über die politiſche und wirtſchaftliche Lage, wobei er be
ſonders Finanz und Steuerfragen, ſowie die Fürſten
abſindung berührte. Stadt Roßberg ſprach über
ſtädtiſche Angelegenheiten, dabei auf den
ſogenannten „Fall Schüler zurückkommend und auf die
ſehr merkwürdige Stellungnahme einiger Beamtengruppen
berwies, Die demokratiſche Partei kennt keine Geſitn
ſtungsſchnüffelei, ſie verlangt aber, daß der Beamte freu
dig die Staatsform bejaht und ſich mit der Republik inner
lich verbunden fühlt. Jn großen Zügen behandelte Red
ner den Haushaltsplan 1926 27, der mit einem Fehl
betrag von 11 Millionen Mark abſchließt. Durch erheb
liche Abſtriche erhofft der Kämmerer, das Defigzit auf
2 Millionen herabzudrücken. An beide Referate ſchloß
ſich eine längere ſachliche Ausſprache, in der die von den
Demokraten eingehaltene Sparpolitik einmütig gebilligt
würde.

Reichsbanner Schwarz RotGold. Zur Reichsbanner
kundgebung zum Volksbegehren treten die Abteilungen
wie nachſtehend an:

Fermersleben und Süd oſt gemeinſam am
Sonnabend 7.15 Uhr bei R. Wolf, (Salbke) zum Amzug.
Am Sonntag 9.15 Ahr vormittags an derſelben Stelle
Antreten zur Kundgebung

Die anderen Abteilungen treten am Sonn-
abend an:

Altſtadt, Fleiſchmarkt, 6 Ahr.
Wilhelmſtadt, Körnerplatz, 7 Ahr.
Sudenburg l, Bensdorferweg, 6 Ahr.
Sudenburg lII, Sammelplatz, 7 Ahr.
Buckau, Straßenbahndepot, 7 Ahr.
FriedrichſtadteWerder, Schwarzer

8 Uhr.
Anger, Graſemann, 7.30 Ahr.
Der Vorſtand erwartet Beteiligung aller Kameraden

Adler,

Bezirk Halle.
Auch ein „Volksentſcheid.“

Volksentſcheid gegen die Fürſtenabfindungen haben unver
kennbar auch in den Reihen der ſogenannten „vaterlän-
diſchen Verbände wie ein Spaltpilz gewirkt Man rebel
liert „armen bedauernswerten“ Fürſten die eigene Ar
mut der enteigneten Kriegsanleihezeichner und Sparer
entgegen und hat offenbar nicht die mindeſte Neigung, nun
nochmals für diejenigen zu bluten, die in dem ausgepo
werten Volk nur ein Mittel zur Befriedigung ihrer Geld
gier ſehen. Man ſucht deshalb in Fürſtenkreiſen nach
oftmals erprobtem Rezept nach Ablenkungenmanövern.
And da man mitten in der Konjunktur für Volksent-
ſcheid ſteht, macht man ein Propagandabüro für einen an
deren Volksentſcheid auf. Wie bekannt wird, hat ſich in
Halle ein

Reichsbund zur Vorbereitung eines verfaſſungsmäßigen
Volksentſcheids über die Löſung der Judenfrage e. V.

Sitz Halle (Saale)
konſtitutert. Selbſtverſtändlich ſind für dieſe neue
Reichsgründung“ Satzungen aufgeſtellt worden, und man
fordert in dieſen u. a.

Vorbereitung eines verfaſſungsmäßigen Volks
entſcheids zur Ausweiſung ſämtlicher ſeit dem 1. Aug.
1914 eingewanderter Juden, Beſchlagnahme ihrer Ver
mögen und Verwendung dieſer Beträge zu Gunſten der
Kleinrentner und Sparer Gleichzeitig wird zur Dek
kung entſtehender Ankoſten zu freiwilligen Stiftungen
und zur Zahlung monatlicher Beiträge aufgeruſen.

Dieſe Satzungen tragen die Anterſchriften von Stahl
helmgrößen. Auch Herr Oberſtleutnant a. D. Dueſterberg
glänzt darunter mit ſeinem Namen. And nun weiß man
erfreulicherweiſe auch ſofort Arſache und Zweck dieſer neu

eſten „vaterländiſchen“ Leiſtung Man hält einen Volks
entſcheid, der zur Progromſtimmung aufreizt und dieJu
den gegen die Fürſten ausſpielt, für ein willkommenes
Ablenkungsmitel. Daß man dabei den Volksentſcheid
gegen die Fürſten für verfaſſungswidrig, den aus dem
äntiſemitiſchen Sumpfboden herausgeholten aber für ver
faſſungsmäßig erklärt, über ſolche Kleinigkeiten ſetzt man
ſich in jenen Kreiſen leicht hinweg. Wie weit dieſe
„Reichsgründung zur Zeit über Halles Mauern hinaus
ihre Kreiſe gezogen hat, läßt ſich nicht erkennen. Viel
leicht fallen einige freiwillige Stifter und auch einige
Mitglieder herein und zahlen. Das Geld iſt nämlich auch
in den vaterländiſchen Verbänden knapp. Nebenbei hat
man wieder ein Auffriſchungsmittel für die Agitation
Man kann mal wieder gegen jemanden hetzen th.

Halle. Der Beamten Ausſchuß im Verein der Deut
ſchen Demokratiſchen Partei hielt am 5. d. Mts. eine Ver
ſammlung ab, in der Herr Gerhard VogtBerlin, der Vor
ſitzende des Reichsbeamten Ausſchuſſes über das Thema
„Akute Beamtenfragen“ ſprach. Seine Ausführungen,
die wiederholt reichen Beifall fanden, wichen in Form und
Jnhalt vorteilhaft von dem hergebrachten Rahmen eines

Nach Erledigung

Die Vorbereitungen zum

derartigen Vortrages ab
aus dem Leben, aus eigener Mitarbeit heraus, formte der
Vorktragende den Zuhörern ein Bild von dem Weſen und
den Aufgaben der BeamtenOrganiſationen. Wirtſchaft
liches Streben und politiſche auf einer beſtimmten Weltan
ſchauung fußende Betätigung müſſe die Beamtenſchaft da
hinführen, ſich einen ſtärkeren Einfluß für

verſchaffen. Vorbildlich ſei die Arbeit, die in der demo
kratiſchen Reichstagsfraktion für die geſamte Beamtenſchaft
geleiſtet werde Viel ſei in Hinſicht auf republikaniſche und
demokratiſche Aktivität in den Verhaltungsſtellen der
Reichsminiſterien bisher verſäumt, aber ein friſcher Zug
ſei jetzt unverkennbar Die vom Reichsinnenminiſter Dr.
Külz für die Beamten veröffentlichten Richtlinien und die
Energie des Reichsfinanzminiſters Dr. Reinhold gäben
zu Hoffnungen begründeten Anlaß. Eine Verlängerung
des von den Demokraten ſeit zwei Jahren bekämpften
Beſoldungsſperrgeſetzes ſei ſo gut wie ausgeſchloſſen. Be
ſondere Verdienſte habe ſich in dieſer Hinſicht der demokra
tiſche Parteiführer Koch erworben. Da bei der finanziel
len Lage des Reiches und der Länder auf eine Beſol
dungserhöhung nicht zu rechnen ſei, müſſe eine wirkſame
Preisentſpannung unbedingt verlangt werden. Jn ein
gehender Weiſe behandelte der Redner dann noch die
Rechtsforderungen der Beamten.

An den Vortrag ſchloß ſich eine rege Ausſprache, wo
rauf Herr Vogt eine Reihe von Anfragen beantwortete.

einiger geſchäftlicher Angelegenheiten
ſchloß der Vorſitzende, Herr Brettſchneider in der Hoff
nung auf weitere rege Mitarbeit der Mitglieder des de
mokratiſchen Beamtenbundes die intereſſante Tagung

Bezirkstagung. Die Vertreter der Kreisvereine und
Ortsgruppen im Regs-Bez. Merſeburg werden voraus
ſichtlich für Sonntag, den 18, April, zu einer Sitzung nach
Halle einberufen werden. Neben den Beratungen über
geſchäftliche und organiſatoriſche Fragen wird auch ein
Abgeordneter die politiſche und wirtſchaftliche Lage be
handeln. Die Kreis und Ortsgruppen- Vorſtände erhal
ken demnächſt zu dieſer Tagung beſondere Einladungen.

Der Langjährige Direktor der Halleſchen Feintonwer
ke in Groitzſch b.Teicha, Herr Ernſt Matthies, iſt verſtor
ben Wir werden dem treuen Geſinnungsfreunde ein
ehrendes Andenken bewahren e

Jungdemokraten Halle.
Der Beſuch der Verſammlung der Jungdemokraten

Halle (Sagale) vom 9. 3. 26 war erfreulicher Weiſe ſtark.
Herr Studienrat Habe konnte leider infolge Krankheit
das angeſagte Referat nicht halten. Der Vorſitzende er
läuterte in kurzen Ausführungen die wichtigſten politiſchen
Tagesereigniſſe und behandelte vor allem die Frage des
Volksbegehrens und den Reichswehr-Etat. Nach kurzer
Diskuſſion ſtellten ſich die Anweſenden eiſtimmig auf den
Standpunkt, daß es unter Berückſichtigung aller Gegenar
gumente unbedingt notwendig iſt, Volksbegehren und

Ueber den Par
Das formale Recht iſt

Volksentſcheid kraftvoll zu unterſtützen.
teiprizipien ſteht das Volkswohl.
nicht anwendbar für den Raub, der an unſerem notlei
denden Volke geplant iſt. Der Reichswehretat ent
hält ungeheure Summen für Munitionsaufwendungen, Ge
neralsgehälter. Hiermit verglichen ſind die für Kultur
ausgaben und ſoziale Angelegenheiten (Tuberkuloſebe
kämpfung uſw.) ausgeworfenen Beträge derart gering,
daß dies mit dem ſtaatsbürgerlichen Verantwortungsbe
wußtſein nicht zu vereinbaren iſt. Die über das Volks

begehren und den Reichswehretat gefaßten Beſchlüſſe ſind
an die Parteileitung Berlin, den Reichsbund deutſcher
demokratiſcher Jugendverbände, und der erſtgenannte
noch an den „Staatsbürgerlichen Ausſchuß zur Förderung
des Volksbegehrens“Berlin weitergegeben worden.
Die Jungdemokraten werden ſich alſo getreu des in der
Stündt Verſammlung im Januar gegebenen Gelöbniſſes
reſtlos am Volksbegehren beteiligen und fordern alle de
mokratiſch Geſinnten zur Teilnahme auf. Zur Mag
deburger Tagung des „Landesverbandes Mitteldeutſch
lands der Jungdemokraten“ am 13. und 14. März ds. Js.
werden mehrer Delegierte hinfahren, Kl.

Jene Bätcher
Matheſius, Eigenhäuſer, Heimſtätten, kleine Wohnhäuſer

uſw., für Gaärtenſtädte, Villenkolonien, Bauvereine, Vororte
und das Land, vorwiegend 4 bis 8 Zimmerhäuſer.
liche Hausbeiſpiele in 300 Anſichten, Grundriſſen uſw.,
Angabe der Baukoſten als Grundpreiſe. Herausgegeben von

5 e e 8 n ne t n e 50 9).eimkultur-Verlag, G. m. b. H. etzſchLeipzig, ließfaNr. 20. Poſtſcheckkonto Frankfurt a. bf
Für jeden Bauluſtigen iſt die Auswahl von 300 Anſichten

und 90 Hausbeiſpiele ſehr wertvoll. Die Baukoſten ſind nied
rig gehalten, meiſt 8 bis 30 000 RM., dabei wird ganz den

mit

heutigen Verhältniſſen Rechnung geträgen, es ſind durchweg
4 bis 8. Zimmerhäuſer mit gut bewährken Grundrißpoſitionen
für Gebirgs und Flachland, zweckmäßig und billig zu bauen.
Der Text belehrt über alle Erforderniſſe des Baues und der
Jnneneinrichtung. Dieſes Werk kann jedem Jntereſſenten nur
beſtens empfohlen werden.

„Ratgeber für Rundfunkfreunde und die, die es wer
den wollen.“ Verlag: A. Neuhäuſer, Halberſtadt. (Steif
broſchiert, Preis 1,50 c bezw. 2 M bezw. 3,
Ein Büchlein von 112 Seiten, mit ca 300 Abbildungen,
5 Tabellen für Selbſtbauer bringt endlich die gewünſchte
Aufklärung über das Rundfunkweſen für Laien. Da
außer der allgemeinen Beſchreibung auch Vorſchriften für
Bedienung der Apparate, ſämliche vorkommende Störun
gen und deren Beſeitigung ausführlich beſprochen wird,
dürfte die Beſchaffung jedem Funkfreunde anzuraten ſein
auch als Geſchenkwerk für ältere Schüler ſehr gut geeignet,
da die Selbſtbauanweiſung mit Zeichnungen lückenlos
und ſehr leicht verſtändlich ſind.
h

Verantwortlich für die Redaktion und den Verlag
Ludwig Münz, Magdeburg.

Druck Buchdruckerei der Allgemeinen Zeitung, Delitzſch
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ihre berech
ligten Wünſche und Forderungen in den Parlamenten zu

90 bürger

h Giege,

play
wankent

de gute G

nnung ge
geben di
d nur vef

n andere
ſulprofeſſo

ler Braſil

lich gew
n Heroſtr
da Alexa
je zu Eph

g. Auch
Schulkind

ler hat
wunderv

m über die

Denitrius

hier kann

Lelbiges t

Malen der

Nach Jr
Echieben r

geſtecktes

ſagte Ne

Jehn Tag
(büro für

man die
h die 3

Allerd

Nächte de

vollen
ind deſſen

dem Drr
n Europ

ilt früher

männer
Knsvertra

lhundsat

b hinen

i daß
lich die

M Recht

i. Es he
allein zu

deln. W
hedunge

i Herr R
zu im
Weiwalte

ſſritt un
lhindehe

Wgend,

b noch




	Politischer Wegweiser für Freiheit und Vaterland
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nummer 11
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	[Colorchecker]
	Beilage
	[Seite 5]
	[Seite 6]







